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Gemeinde Haselau 

 
 
 

5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3  
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 
 
 
 
 
 
 

Auswertung der Stellungnahmen der Behörden, 
sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 

 

Datum: 01.11.2021 
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Nr. 
Schriftliche Stellungnahme zur 5. Änderung des B-Planes Nr. 3 der Gemeinde Haselau gemäß 
§ 4 (1 und 2 Abs. 2) BauGB 
Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und der Nachbargemeinden 

Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
1. 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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2. 

 

 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bezugspunkt für die Höhenfestsetzungen ist die Oberkante Fahrbahn der 
grundstückszugewandten Straßenkante der Straße „Kreuzdeich“. Diese Angabe wird noch 
mit in die Festsetzungen aufgenommen. 
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.1 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 3.1: Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
Der Hinweis auf  § 15 DSCHG wir in den Texteil B aufgenommen. 
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4. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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5. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5.: Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6.1 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 6.1: Hinweis wird nicht berücksichtigt: 
Bei der 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 handelt es sich im Wesentlichen um eine 
Änderung der Baugrenzen und eine Herausnahme eine Straßenverkehrsfläche mit der 
Zweckbestimmung Fußgängerbereich aus dem festgesetzten Dorfgebiet. Durch die Änderung 
der Baugrenzen ergibt sich die Möglichkeit einer geringfügigen Nachverdichtung. Das 
Plangebiet gilt nach wie vor als erschlossen. Es hat sich gegenüber der 4. Änderung des 
Bebauungsplans nichts an der Erschließungssituation, insbesondere für das 
Oberflächenwasser geändert. Zudem verweist die Gemeinde Haselau auf ihre Abwägung vom 
04.02.2014 im Rahmen der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 

„Die pauschale Aussage zur bestehenden völligen Auslastung der Rohrleitungen ist für die 
Gemeinde nicht nachvollziehbar. Zum Zeitpunkt der Einleitungserlaubnis. (1986) wurden die 
Rohrleitungen noch als Mischwassersiele genutzt. Die Leitungen nahmen somit nicht nur das 
Niederschlagswasser auf, sondern auch die häuslichen Abwässer. Mittlerweile werden die 
Rohrleitungen nur noch zur Ableitung des Oberflächenwassers genutzt. Die 
Schmutzwasserentsorgung erfolgt über ein separates Druckentwässerungssystem. Der 
Gemeinde sind zudem keine Kapazitätsprobleme bei den in Rede stehenden Rohrleitungen 
bekannt. Die Gemeinde ist daher der begründeten Überzeugung, dass die durch die B-
Planänderung ermöglichte Bebauung – gerade weil nur zwei bis drei zusätzliche 
Wohneinheiten entstehen können – nicht zu Problemen mit der Entwässerung führen wird und 
sieht die Entwässerung weiterhin als gesichert an. 
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7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7.1 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 7.1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Geltungsbereich des B-Plans sind im Straßenraum keine weiteren baulichen Maßnahmen 
vorgesehen. 
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8. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
8.1 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 8.1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Vor Abriss der Gebäude werden die Stadtwerke Wedel mit der Trennung der bestehenden 
Netzanschlussleitungen beauftragt. 
Leistungsbedarfe werden den Stadtwerken angemeldet. 

 



11 
 

 
9. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 9.: Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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10. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10.1 

 
 
 
 
 
 
 
10.2 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 10.: Die Stellungnahme wird wie folgt abgewogen. 
 
Zu 10.1: Die Hinweise werden nicht berücksichtigt. 
Bei der 5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 handelt es sich im Wesentlichen um eine 
Änderung der Baugrenzen und eine Herausnahme eine Straßenverkehrsfläche mit der 
Zweckbestimmung Fußgängerbereich aus dem festgesetzten Dorfgebiet. In der Begründung 
wird nachgewiesen, dass keine zusätzliche Beeinträchtigung der Schutzgüter zu erwarten 
sind. 

 
 
Zu 10.2: Die Hinweise werden nicht berücksichtigt. 
Es handelt sich hier um eine geringfügige Änderung des Bebauungsplans. Es werden 
in der Begründung deshalb nur die Themenbereiche angesprochen, die durch die 
Änderung betroffen sind. Landesplanerische Rahmenplanungen gehören nicht dazu. 
Das Siedlungsgebiet von Haselau und somit auch der Planbereich sind aus dem 
Landschaftsschutzgebiet „Pinneberger Elbmarschen“ ausgenommen. Da die Belange 
des Landschaftsschutzes durch die Art der Änderungen nicht betroffen sind, wird in 
der Begründung auch nicht weiter auf das Landschaftsschutzgebiet eingegangen. 
Das gleiche gilt für das angrenzende FFH-Gebiet.   



13 
 

 
 
 
 
11.
3 

 

 
 
 
 
Zu 10.3: Die Hinweise werden nicht berücksichtigt. 
Da es sich im Wesentlichen nur um die Änderung einer Baugrenze und die 
Herausnahme eine Straßenverkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
Fußgängerbereich aus dem festgesetzten Dorfgebiet handelt, ist es nicht erforderlich, 
auf ein potentielles Hochwasserrisiko einzugehen. Die Flächen des Plangebietes 
liegen gemäß der Karte zum Hochwasserrisikogebiet nicht in einem gefährdeten 
Bereich. 
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4 
 
 
 
 
 
 
 
 
11.
5 
 
 
 
 
 
 
 
11.
6 

 

 
 
 
 
Zu 10.4: Hinweis wird nicht berücksichtigt.  
Gemäß § 8 Landesbauordnungsgesetz S-H sind die nicht überbauten Flächen der bebauten 
Grundstücke wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und zu begrünen oder zu 
bepflanzen. Eine zusätzliche Festsetzung im Bebauungsplan ist deshalb nicht erforderlich. 
 
 

 
 
 
 
Zu 10.5: Hinweis wird nicht berücksichtigt. 
Da Einhaltung der Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes im Bauantrag nachgewiesen 
werden muss und die Installation von Photovoltaik- und Solarthermieanlagen auf Gebäuden 
grundsätzlich zulässig ist, beabsichtigt die Gemeinde hierzu keine weiteren Festsetzungen zu 
treffen.  
 
 
 
 
 
Zu 11.6: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt: 
Die Gemeinde hat keine Baumschutzsatzung, die sie zum Erhalt und zum Ersatz von 
geschützten Bäumen verpflichtet und somit eine entsprechende Festsetzung in der 
Planzeichnung zu erfolgen hätte. Im Plangebiet gibt es keine 
landschaftsbildprägenden Bäume. Ein größerer Baum (Esche), der eventuell unter 
dieses Kategorie fallen würde, stirb ab. 
In den Textteil B wird noch der in der Begründung gegebene Hinweis aufgenommen, 
dass vor einem Abriss des Gebäudes, das Vorkommen von Fledermäusen zu prüfen 
ist und Gehölze nur in der Zeit vom 01.10. bis 28.02. des darauffolgenden Jahres 
beseitigt werden dürfen. 
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